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Sitzungsvorlage-Nr. 50/0861/XVII1/ 2026

Gremium Sitzungstermin Behandlung
Ausschuss fiir Soziales, Wohnen und 07.05.2026 offentlich
Gesundheit

Tagesordnungspunkt:

Anfrage der SPD-Fraktion: Verdeckte Altersarmut im Rhein-Kreis Neuss
Sachverhalt:

Die Kreisverwaltung beantwortet in der Folge die Anfrage der SPD-Kreistagsfraktion
hinsichtlich der verdeckten Altersarmut im Rhein-Kreis Neuss auf Grundlage des vorhandenen
Datenbestandes in Form der Sozialberichterstattung des MAGS NRW sowie des Sozialberichts
der Bertelsmann-Stiftung (siehe auch Anlagen).

Gleichzeitig erfolgt der Hinweis, dass die Kreisverwaltung durch einen Beschluss des Kreistags
im Marz 2026 damit beauftragt wurde, eine integrierte kreisweite Sozialplanung umzusetzen.
Hierflr wurden die erforderlichen Haushaltsmittel durch den Finanzausschuss zur Verfligung
gestellt. Die Ausschreibung einer entsprechenden Stelle flir das Kreissozialamt befindet sich
derzeit in der Vorbereitung.

Durch die Einrichtung dieser Stelle kann zu gegebener Zeit ein eigener Datenbestand generiert
werden.

1. Welche Erkenntnisse liegen der Kreisverwaltung zur verdeckten Altersarmut im
Rhein-Kreis Neuss vor?

Die Kreisverwaltung verfligt Uber einen Datenbestand aus der Sozialberichterstattung des
MAGS NRW (Anlage 1) sowie der Bertelsmann-Stiftung (Anlage 2), der den nachweisbaren
Anteil der von Altersarmut betroffenen oder geféahrdeten Bevoélkerung ausweist.

Die Armutsgefahrdungsquote gibt an, wie hoch der prozentuale Anteil der Personen mit einem
Einkommen unterhalb der Armutsgefahrdungsschwelle an der nordrhein-westfélischen
Bevolkerung ist. Die Armutsgefdahrdungsschwelle lag 2022 bei 1.166 Euro. Dieser Wert
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entspricht dem Schwellwert flir einen Einpersonenhaushalt (siehe Anlage 1, Seite 10).

Zudem gibt es die Grundsicherungsquote. Personen, die die Altersgrenze erreicht haben und
auf Dauer ihren Lebensunterhalt nicht aus eigenem Einkommen bestreiten kénnen, haben
Anspruch auf Leistungen der Grundsicherung im Alter nach dem Vierten Kapitel
Sozialgesetzbuch Zwdlftes Buch (SGB XII). Die Grundsicherungsquote stellt die Zahl der
Personen dar, die Grundsicherung im Alter beziehen im Verhaltnis zur gleichaltrigen
Bevolkerung in Nordrhein-Westfalen bzw. im Rhein-Kreis Neuss (siehe Anlage 1, Seite 11).

Laut dem letzten Bericht des von der Kreisverwaltung in Auftrag gegebenen
soziobkonomischen Monitorings aus dem Jahr 2020, lag die Grundsicherungsquote im Alter im
Rhein-Kreis Neuss im Jahr 2017 bei 3 Prozent, einen Prozentpunkt unter dem landesweiten
Durchschnitt. GemaB den aktuellsten verfiigbaren Statistiken aus dem Jahr 2024 lag die
Grundsicherungsquote im Alter im Rhein-Kreis Neuss bei 3,5% (siehe Anlage 2, Seite 4) und
damit ebenfalls unter dem landesweiten Durchschnitt von 4,8%.

2. Gibt es Einschatzungen oder Datengrundlagen dazu, wie hoch der Anteil dlterer
Menschen im Kreisgebiet ist, die trotz mdoglicher Anspriiche keine
Grundsicherung im Alter oder andere unterstiitzende Leistungen in Anspruch
nehmen?

Die Grundsicherungsquote basiert auf der Statistik zum Vierten Kapitel des SGB XII. Diese ist
eine Leistungsstatistik. Es werden ausschlieBlich statistische Daten in Bezug auf die
tatsachliche Leistungsgewahrung erhoben. Die Statistik enthélt daher keine Informationen zur
Anzahl von Personen, die mdglicherweise leistungsberechtigt sein kdnnten, einen
Leistungsanspruch aber nicht geltend machen, weshalb es zu keiner Leistungsgewdhrung
kommt. Auch Leistungsantrdge, die wegen fehlender Hilfebedirftigkeit abgelehnt werden,
erfasst die Statistik nicht.

In welchem Umfang eine Nichtinanspruchnahme besteht, kann daher nur auf Basis von
Modellrechnungen geschatzt werden. Solche Simulationsrechnungen gehen mit hoher
Unsicherheit einher und wurden seitens der Kreisverwaltung noch nicht vorgenommen.

Unabhangig von den Schwierigkeiten bei der Quantifizierung ist die Nichtinanspruchnahme
sozialpolitisch relevant, da sie tendenziell die Wirksamkeit verfiigbarer MaBnahmen zur
Armutsvermeidung einschrankt. Es bestehen sowohl auf Bundes- als auch auf Landes- und
Kreisebene weiterhin Erkenntnisliicken, insbesondere dazu, welche Motive und Gegebenheiten
dazu flihren, dass Menschen mit geringem oder ohne Einkommen einen mdglichen
Leistungsanspruch nicht geltend machen.
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3. Welche Personengruppen sind aus Sicht der Verwaltung besonders von
verdeckter Altersarmut betroffen, etwa alleinlebende éaltere Frauen, Menschen
mit unterbrochenen Erwerbsbiografien, Menschen mit kleinen Renten oder
altere Menschen mit hohen Wohnkosten?

Im Jahr 2022 waren 17,3 % (646.000 Personen) der 65-Jdhrigen und Alteren in Nordrhein-
Westfalen armutsgefiahrdet (Armutsgefihrdungsquote). Uberdurchschnittlich h&ufig von
relativer Einkommensarmut waren die folgenden Personengruppen betroffen:

e Frauen: Jede flnfte (19,6 %) altere Frau war armutsgefdhrdet.

¢ Alleinlebende: Alleinlebende dltere Frauen waren in Uber einem Viertel (28,5 %) und
alleinlebende altere Manner in Uber einem Finftel (22,4 %) der Falle von relativer
Einkommensarmut betroffen.

» Geschiedene: Fast zwei Flinftel (37,0 %) der geschiedenen dlteren Frauen und ein
Viertel (25,1 %) der geschiedenen &alteren Manner hatten ein Einkommen unterhalb
der Armutsgefahrdungsschwelle.

¢ Ledige: Etwas mehr als ein Viertel der ledigen dlteren Frauen und ledigen alteren
Manner waren von Armut bedroht (Frauen: 27,3 %, Manner: 27,4 %).

e Geringqualifizierte: 44,3 % der Alteren, die keinen Schulabschluss erlangt hatten,
und 29,2 % der dlteren Personen ohne beruflichen Abschluss waren von Armut
bedroht.

Die NRW-weite Betrachtung der Inanspruchnahme von Grundsicherung im Alter zeigt ebenfalls
eine starkere BedUrftigkeit alterer Frauen. 2022 waren 5 % der Frauen ab 65 Jahren auf
Grundsicherung angewiesen, bei den gleichaltrigen Mannern waren es 4,5 %. Der
Grundsicherungsbezug war dartber hinaus in der landesweiten Betrachtung regional sehr
unterschiedlich. Der Anteil der Personen, die Grundsicherung im Alter bezogen, war in
Regionen mit hohem Verstadterungsgrad tendenziell héher (siehe Anlage 1, Seite 9).

4. Welche bestehenden Beratungs- und Unterstiitzungsangebote gibt es im Rhein-
Kreis Neuss, um dltere Menschen iiber mogliche Anspriiche auf Grundsicherung,
Wohngeld oder weitere Hilfen zu informieren?

5. In welcher Weise werden diese Angebote derzeit bekannt gemacht, und halt
die Verwaltung die bisherigen Informationswege fiir ausreichend, um auch
schwer erreichbare oder aus Scham zuriickhaltende Betroffene zu erreichen?

6. Welche Rolle spielen dabei aus Sicht der Verwaltung der Sozialnavigator des
Rhein-Kreises Neuss, die ortlichen Sozialamter sowie weitere Beratungsstellen
und Anlaufpunkte fiir dltere Menschen?
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7. Sieht die Verwaltung Bedarf fiir zusdtzliche niedrigschwellige MaBnahmen, um
verdeckte Altersarmut besser zu erreichen, etwa durch gezielte
Offentlichkeitsarbeit, vereinfachte Informationen, telefonische Erstberatung
oder starkere Ansprache liber Einrichtungen der Seniorenarbeit?

Die Fragen 4 — 7 werden zusammengefasst beantwortet.

Die Kreisverwaltung bietet — in der Regel in Zusammenarbeit mit den Wohlfahrtsverbanden —
ein breites Spektrum an Beratungsangeboten an, so z. B. auch die Beratung tber Hilfen im
Alter. Im Rahmen dieser Beratung wird auf Wunsch auch Uber Leistungsanspriiche aus der
Pflegeversicherung oder der Sozialhilfe informiert.

Diese Form der Beratung setzt zundchst ein Aktivwerden der Seniorinnen und Senioren voraus.
Gleichzeitig wurde mit den praventiven Hausbesuchen auch ein Instrument der aufsuchenden
Beratung implementiert, indem alle Personen Uber 75 Jahre im Kreisgebiet angeschrieben
wurden, worunter auch die Personen fallen, die von (verdeckter) Altersarmut betroffen sind.
Zudem verfligen die Wohlfahrtverbande speziell in der Stadt Neuss liber sog. Lotsenpunkte,
aber auch in allen weiteren kreisangehorigen Uber Anlaufstellen. AuBerdem stehen die
Birgerblros der Kommunen als Anlaufstellen zur Verfligung, um sich entweder direkt Gber
etwaige Leistungsanspriiche oder aber Uber die entsprechenden Beratungsstellen informieren
zu kénnen.

Die Beratungsangebote werden Uber die gangigen Kommunikationskandle bekanntgemacht,
insbesondere das Internet, aber auch weiterhin ber lokale und kreisweite analoge Formate,
wie die Broschiren ,Ein guter Rat" oder ,,Gut versorgt in...". Zudem werden im Sozialnavigator
des Rhein-Kreises Neuss die im Kreisgebiet fir alle Lebenslagen notwendigen
Beratungsangebote abgebildet.

8. Beabsichtigt die Verwaltung, dem zustiandigen Ausschuss eine kreisweite
Bestandsaufnahme zum Thema verdeckte Altersarmut vorzulegen und dabei
auch mdogliche MaBnahmen zur besseren ErschlieBung bestehender
Leistungsanspriiche darzustellen? Falls nein, warum nicht?

Wie bereits oben in den einleitenden Worten ausgefiihrt, wurde die Kreisverwaltung durch
einen Beschluss des Kreistags im Marz 2026 damit beauftragt, eine integrierte kreisweite
Sozialplanung umzusetzen. Hierflir wurden die erforderlichen Haushaltsmittel durch den
Finanzausschuss zur Verfligung gestellt, die Ausschreibung einer entsprechenden Stelle fir
das Kreissozialamt befindet sich derzeit in der Vorbereitung.

Im Rahmen der Sozialplanung sollen auch kleinrdumige Sozialraum- und Milieu-Analysen
durchgeflihrt werden, die kommunenscharfe Handlungsbedarfe skizzieren. Hierbei wird auch
die Altersarmut generell sowie die verdeckte Altersarmut speziell beleuchtet. Da die Stelle
derzeit noch nicht eingerichtet ist und eine solch umfassende Analyse Zeit in Anspruch nimmt,
ist die Fertigstellung eines aussagefahigen Gutachtens momentan nicht absehbar. Die
Verwaltung wird dem Ausschuss auf diesem Wege sukzessive berichten.
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voraussichtliche finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt

Einzahlungen/Ertrage

Auszahlungen/Aufwendungen

(zusatzlicher Personalaufwand)

personalwirtschaftliche Auswirkungen

nein

Auswirkungen auf das Planjahr

(Betrachtungszeitraum: 5 Jahre)

Auswirkungen auf die folgenden Haushaltsjahre

Hat das Thema/Projekt Auswirkungen auf den Klimaschutz?

Ja, positive X

Keine Auswirkungen

Ja, negative

Anlagen:
20260507_spd-anfrage_altersarmut
Kurzanalyse_2024_01 MAGS
Sozialbericht - Rhein-Kreis Neuss, LK




	FLD_VONAME
	Beratungsfolge
	Sachverhalt
	Beschlußvorschlag
	Anlage
	FAuswirkung

